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1103 Postulat (SP Köniz) "Informationsschrift für Eltern und Kinder mit
Migrationshintergrund"
Beantwortung; Direktion Bildung und Soziales

Vorstosstext

Der Gemeinderat wird beauftragt, ein Konzept zu erstellen, wie Eltern mit Migrationshintergrund
über das Schulsystem verständlich und systematisch informiert werden sollen. Dabei berück-
sichtigt dieses die Stufen von Kindergarten bis zur 9.Klasse. Es klärt unter anderem Folgendes:

a. Die Rolle und Aufgaben der Lehrpersonen bei dieser Informationsaufgabe
b. Die Verteilung von Informationsschriften in verschiedenen Sprachen, die von der Erzie-

hungsdirektion und allenfalls anderen Institutionen erstellt werden.
c. Die Verfassung ergänzender eigener Informationsmaterialien.
d. Die Durchführung von Informationsanlässen für Eltern mit Migrationshintergrund über

das Schulsystem in der Gemeinde.
e. Die Weiterbildung der Lehrpersonen für die Zusammenarbeit mit Eltern mit Migrations-

hintergrund.

Begründung
„Integration ist ein Geben und Nehmen und geht uns alle an“, so lautet das Einleitungszitat im
Integrationskonzept, welches Februar 2010 vom Parlament als teilweise zustimmend zur
Kenntnis genommen wurde. Die Elternmitwirkung soll im Bereich Bildung intensiver gefordert
und gefördert werden. Das Fördern und Fordern liegt nahe beieinander. Wie können Eltern ihre
Kinder unterstützen, wenn Ihnen das Schweizer Schulsystem nicht vertraut ist. Diese mangeln-
de Kenntnis bereitet in unseren Augen einige Probleme. So entstehen Unklarheiten und allen-
falls Konflikte zwischen Lehrperson und Eltern, weil das Wissen nicht vorhanden ist. Weiter
kann ein mangelndes Wissen zu Spannungen innerhalb der Familie führen, weil Kinder unter
Leistungsdruck stehen. Eltern, die aufgrund schlimmer Zustände (Krieg, Armut etc.) flüchten
mussten, möchten ihren Kindern eine bessere Zukunft ermöglichen. Bildung hat deshalb in
einem Immigrationsland wie die Schweiz eine Schlüsselfunktion. Damit wollen Eltern ihren Kin-
dern einen besseren Status in der Gesellschaft ermöglichen. Also werden Schülerinnen und
Schüler durch deren Eltern motiviert, eine gute Ausbildung zu absolvieren. Dass dabei ein Leis-
tungsdruck entsteht, ist nicht zu übersehen. Erfüllt die Tochter bzw. der Sohn den Wunsch (zb.
Besuch der Sekundarschule oder Gymnasium) nicht, so können Konflikte entstehen. Dies ist
nur ein Beispiel von vielen anderen. Den Eltern ist aufgrund mangelnder Kenntnis des Schul-
systems nicht bewusst, dass auch ein Realschulabschluss gute Perspektiven eröffnet.
Elternmitwirkung kann nur gefordert werden, wenn diese auch gefördert wird, also das Wissen
über das Schulsystem vorhanden ist. Dabei ist wichtig, dass die Information in einer für fremd-
sprachige verständliche Art und Weise erreicht. Nur so kann eine fruchtbare Zusammenarbeit
stattfinden, welches zum Wohle des Kindes führt.
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Antwort des Gemeinderates

1. Ausgangslage

Die Einschätzung der Postulanten darüber, dass Migranten-Eltern oft schlecht und ungenü-
gend über das Schulsystem informiert sind, deckt sich mit den Erfahrungen der Schulleitun-
gen und der Fachstelle Integration. Die Schulleitungen stellen insbesondere fest, dass Kin-
der und ihre Eltern viel besser auf unsere Schule vorbereitet sind, wenn die Mutter einen
der von der Gemeinde angebotenen Muki-Deutsch-Kurse besucht hat.

2. Punkt a) Die Rolle und Aufgaben der Lehrpersonen bei dieser Informationsaufgabe

Der Berufsauftrag der Lehrkräfte gemäss Gesetz über die Anstellung der Lehrkräfte (LAG),
Artikel 17 lautet:

Die Lehrkräfte erfüllen im Rahmen ihrer Jahresarbeitszeit einen Berufsauftrag, der durch
die Bildungsziele, die Gesetzgebung der jeweiligen Bildungsinstitutionen sowie durch das
Leitbild der Schule umschrieben wird. Dieser umfasst

a. Unterrichten, Erziehen, Beraten und Begleiten,
b. Mitarbeit bei der Unterrichts-, Schul- und Qualitätsentwicklung,
c. Zusammenarbeiten,
d. Weiterbildung

In den Allgemeinen Hinweisen und Bestimmungen (AHB), Nr. 28 (siehe Beilage) des kan-
tonalen Lehrplanes steht u.a. betreffend Kinder und Jugendlichen mit Migrationshin-
tergrund:

Das sprachliche und kulturelle Wissen der Kinder und Jugendlichen mit Migrationshin-
tergrund soll in den Unterricht einbezogen werden. Kinder und Jugendliche aus verschiede-
nen Kulturen und Sprachgebieten können voneinander lernen. Dadurch erfolgt eine Vorbe-
reitung auf vielseitige kulturelle Begegnungen und auf den Umgang mit dem Fremden in
unserer Gesellschaft. Die Kinder und Jugendlichen mit Migrationshintergrund sollen in der
Schule optimal gefördert werden.

3. Punkt b) Die Verteilung von Informationsschriften in verschiedenen Sprachen, die
von der Erziehungsdirektion und allenfalls anderen Institutionen erstellt werden.

Es gibt bereits viel übersetzte Informationsschriften. Von der Erziehungsdirektion ist u.a. fol-
gendes Material vorhanden:

In den Sprachen deutsch, französisch, albanisch, englisch, italienisch, portugiesisch, serbo-
kroatisch, spanisch, tamil und türkisch:

Der Kindergarten: Information für Eltern
- Angebote des Kindergartens
- Kindergartendauer und Kindergartenzeiten
- Entwicklung der Kinder unterstützen und fördern
- Bildungsziele
- Spiel- und Arbeitsformen
- Zusammenarbeit von Eltern und Lehrkräften
- Übergang vom Kindergarten in die Schule
- Zuständigkeiten

Schulen im Kanton Bern: Informationsschrift für Eltern, welche mit ihren Kindern neu
in den Kanton Bern ziehen:
- Allgemeines zu Kindergarten und Volksschule
- Kindergarten
- Primarstufe: Regelklassen, Klasse für besondere Förderung, Spezialunterricht, Übertritt
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von der Primar- in die Sekundarstufe I
- Sekundarstufe I
- Die öffentliche Volksschule und ihre Dienste
- Zusammenarbeit und gegenseitige Achtung
- Mitarbeit der Eltern
- Brückenangebote zwischen der Volksschule und der Berufsbildung: Berufsvorbereitungs
schulen BVS, Vorlehre

- Berufsbildung: Berufslehre, Anlehre, Lehrwerkstätten und Handelsmittelschulen
- Mittelschulen: Gymnasien, Fachmittelschulen
- Besondere Angebote für Kinder und Jugendliche aus anderssprachigen Ländern und
Kantonen: Kindergarten, Intensivkurs Deutsch, Kurse in heimatlicher Sprache und Kultur
HSK

In den Sprachen deutsch, albanisch, bosnisch, englisch, französisch, italienisch und tür-
kisch:

Muslimische Jugendliche lernen in der Schweiz einen Beruf
Dieses Merkblatt richtet sich an Eltern von muslimischen Jugendlichen. Es ist in Zusam-
menarbeit der Berufsberatung mit muslimischen Fachleuten und Repräsentanten der mus-
limischen Gemeinden entstanden.

Wie das übersetzte Material eingesetzt wird, ist Sache des Lehrauftrages und des Lehrpla-
nes. Grundsätzlich ist es nicht einfach, Migrantinnen und Migranten über schriftliches Mate-
rial zu erreichen.

4. Punkt c) Die Verfassung ergänzender eigener Informationsmaterialien

Teilweise, nach Bedarf, haben die Schulen eigenes übersetztes Material.

5. Punkt d) Die Durchführung von Informationsanlässen für Eltern mit Migrationshin-
tergrund über das Schulsystem in der Gemeinde

Es gibt bereits Kulturorganisationen wie arteconvivir und famira, die Informationsveranstal-
tungen für Eltern mit Migrationshintergrund organisieren.

Die angeregten Informationsanlässe sind zu begrüssen. Eine entsprechende Veranstaltung
wurde auch schon von der Fachstelle Integration angeregt. Die Schulleitungen haben vor-
geschlagen, diese zentral in der Gemeinde und nach Sprachen/Herkunftsregionen getrennt
durchzuführen. In der Schulleitungskonferenz musste aber auch betont werden, dass den
Schulen dafür die zeitlichen und finanziellen Ressourcen fehlen. Die Gemeinde müsste zu-
sätzliche finanzielle Mittel bereitstellen.

In der Planung und Organisation solcher Anlässe könnte die Fachstelle Integration Unter-
stützung bieten. Es gibt verschiedene Anbieter solcher Veranstaltungen, die man prüfen
könnte. Die Inhalte müssten aber von den Schulen selber kommen.

Problematisch bleibt allerdings, dass solche Anlässe für die Eltern nicht verbindlich erklärt
werden können. Die bestehenden Elterninformationen werden oft schlecht besucht. Eine
dezentrale Organisation könnte dies möglicherweise noch verschärfen. Es entspricht auch
nicht dem derzeitigen Vorgehen der Fachstelle Prävention, die zu spezifischen Themen in
einzelnen Schulhäusern Anlässe durchführt.

Sicherlich wäre es sinnvoll, entsprechende Einladungen über Schlüsselpersonen, Eltern
und Kulturvermittler zu machen, damit sich mehr Eltern auch tatsächlich angesprochen füh-
len.

6. Punkt e) Die Weiterbildung der Lehrpersonen für die Zusammenarbeit mit Eltern mit
Migrationshintergrund

Im Bereich Weiterbildung gibt es bereits Angebote. Das Institut für Weiterbildung der Päda-
gogischen Hochschule Bern bietet unter anderem den Kurs "Interkulturelle Erziehung" und
den Weiterbildungslehrgang "Umgang mit Vielfalt" an. Auch gemeindeintern gibt es Ange-
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bote. Die Schulen können über das Schulteam und/oder über die Fachstelle Integration
spezifische Angebote erhalten.

7. Umfrage bei den grossen Gemeinden Biel, Bern, Burgdorf, Interlaken Langenthal und
Thun

Die Gemeinden Biel, Burgdorf, Interlaken, Langenthal und Thun haben kein Konzept, wie
die Schulen Eltern mit Migrationshintergrund über die Schule informieren sollen.

Die Gemeinde Bern hat 4 DVD's mit Informationen betreffend Kindergarteneintritt, Schulein-
tritt, Berufswahlvorbereitung und Übertritt Primarstufe - Sekundarstufe I (in Vorbereitung),
die den Eltern abgegeben werden. Zusätzlich führt der Verein für Fremdsprachige 3 thema-
tische Elternabende (Schuleintritt, Übertritt Primarstufe - Sekundarstufe I, Berufswahlvorbei-
tung) in 15 verschiedenen Sprachen durch.

8. Antrag des Gemeinderates

Der Gemeinderat ist bereit, ein Konzept erarbeiten zu lassen. Die im Postulat vorgeschla-
genen Punkte greifen jedoch zu kurz. Der Gemeinderat erachtet insbesondere eigene An-
strengungen der Migrantinnen und Migranten, wie das Erlernen unserer Amtssprache
Deutsch und die Teilnahme an den von der Gemeinde angebotenen Muki-Deutsch Kursen
als unerlässlich.

Antrag Gemeinderat

Der Gemeinderat beantragt dem Parlament, folgenden Beschluss zu fassen:

Das Postulat wird erheblich erklärt.

Köniz, 6. Juli 2011 (redaktionell angepasst am 17.8.2011 durch DBS)

Der Gemeinderat

Beilagen

 AHB 28 (Allgemeine Hinweise und Bestimmungen des Lehrplans des Kantons Bern)




